
 

   

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den unter Punkt 7 der Tagesord-
nung vorgesehenen Bezugsrechtsausschlüssen gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 2 
Satz 2 und dem von der letztjährigen Hauptversammlung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 
AktG beschlossenen Bezugsrechtsausschluss beim Erwerb und der Verwendung eigener 
Aktien 
 
Zum grundsätzlichen Verhältnis der in dem Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen (geneh-
migtes Kapital) und der von der Hauptversammlung vom 26. Mai 2010 (Erwerb und Verwen-
dung eigener Aktien) beschlossenen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss unterei-
nander: 
 
Bei Ausnutzung der vorgeschlagenen und bestehenden Ermächtigungen zur Durchführung von 
Kapitalmaßnahmen soll den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt werden; je-
doch sollen für bestimmte Zwecke Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben bzw. 
veräußert werden können. Diese Möglichkeit soll jedoch – unter Berücksichtigung aller beste-
henden und neuen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss für Aktien – auf ein Aktienvo-
lumen von insgesamt 20 % des Grundkapitals beschränkt sein. Maßgeblich ist  
 
• im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung  

entweder das zum 18. Mai 2011, das zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung 
oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien aus genehmigtem Kapital vor-
handene Grundkapital, sowie  

 
• im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb und der Verwendung eige-

ner Aktien   
das zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung der eigenen Ak-
tien vorhandene Grundkapital,  

 
je nachdem, zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Es ist 
dann – zum Schutz der Aktionäre – jeweils auf den geringsten der genannten Grundkapitalbe-
träge abzustellen. Als Bezugsrechtsausschluss ist es dabei auch anzusehen, wenn die Veräu-
ßerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Die unter dem Punkt 5 der Tagesordnung der Hauptversamm-
lung vom 26. Mai 2010 beschlossene Ermächtigung sieht unter anderem die Möglichkeit vor, 
unter Ausnutzung der Regelungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erworbene eigene Aktien zu 
veräußern und dabei jeweils das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit die Ausga-
be bzw. Veräußerung nahe dem Börsenkurs bzw. Marktwert erfolgt und die für einen solchen, 
so genannten vereinfachten Bezugsrechtsausschluss geltende gesetzliche Grenze von 10 % 
des Grundkapitals – insgesamt – nicht überschritten wird. Der Vorstand wird, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats, bei sämtlichen auf die Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützten 
Ermächtigungen eine Ausnutzung nur in der Weise vornehmen, dass die in § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG vorgesehene Grenze von 10 % des zum jeweiligen Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals während der Laufzeit 
der jeweiligen Ermächtigung bis zum Zeitpunkt von deren Ausnutzung eingehalten wird. Sollte 
das Grundkapital im Zeitpunkt der Ausnutzung der jeweiligen Ermächtigung geringer sein als 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassungen, ist das geringere Grundkapital maßgeblich. Unabhän-
gig davon, ob die entsprechenden Ermächtigungen mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses einzeln oder kumuliert ausgenutzt werden, soll insgesamt die Grenze von 10 % des 
Grundkapitals für einen Bezugsrechtsauschluss nach den Regeln des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
nicht überschritten werden. Die vorgeschlagene und die bestehenden Ermächtigungen mit der 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG haben 
ausschließlich den Zweck, dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Möglichkeit zu 
geben, das in der konkreten Situation jeweils – unter Beachtung der Interessen der Aktionäre 
und der Gesellschaft – am besten geeignete Instrument zu nutzen, nicht jedoch, durch eine 
mehrfache Ausnutzung der verschiedenen Möglichkeiten des vereinfachten Bezugsrechtsaus-
schlusses in den vorgesehenen Ermächtigungen das Bezugsrecht der Aktionäre über die in 



 

   

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bestimmte Grenze von 10 % des Grundkapitals hinaus ausschließen 
zu können.  
 
Zu Punkt 7 der Tagesordnung (genehmigtes Kapital über 24.000.000,00 €)  
 
Das neue genehmigte Kapital i. H. v. 24.000.000,00 € wird vorgeschlagen, damit die Gesell-
schaft auch zukünftig in der Lage ist, ihre Eigenkapitalausstattung den geschäftlichen Erforder-
nissen jederzeit anzupassen. Der Vorstand sieht es als seine Pflicht an, dafür zu sorgen, dass 
die Gesellschaft – unabhängig von konkreten Ausnutzungsplänen – stets über ein angemesse-
nes Instrumentarium für Zwecke der Kapitalbeschaffung verfügt. Da Entscheidungen über die 
Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die 
Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit 
dem Instrument des „genehmigten Kapitals“ hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung 
getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind 
dabei die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben zu 
nennen.  
 
Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals durch Barkapitalerhöhungen haben die Aktionä-
re grundsätzlich ein Bezugsrecht. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, indem 
die Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 
AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe der neuen Aktien in 
bestimmten Fällen auszuschließen. Die Verwaltung wird im Fall der Ausnutzung dieser Mög-
lichkeit der Kapitalerhöhung einen etwaigen Abschlag des Ausgabepreises gegenüber dem 
Börsenkurs auf voraussichtlich höchstens 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % beschränken. 
Mit dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 
Anteilsbesitz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert werden, 
kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd glei-
chen Bedingungen am Markt erwerben. Die Möglichkeit eines Ausschlusses des Bezugsrechts 
soll allerdings insgesamt auf neue Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von 
höchstens 20 % des derzeitigen Grundkapitals beschränkt sein. Zusätzlich hierzu soll durch 
eine entsprechende Klausel im Interesse der Aktionäre gewährleistet werden, dass die Mög-
lichkeit des Bezugsrechtsausschlusses auch unter Berücksichtigung sämtlicher weiterer Er-
mächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20 % des 
Grundkapitals beschränkt ist; maßgeblich ist entweder das zum 18. Mai 2011, das zum Zeit-
punkt der Eintragung der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag 
am geringsten ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es dabei auch anzusehen, wenn die Veräu-
ßerung bzw. Ausgabe in unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt.  
 
Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausnehmen können. Dies ermöglicht die Ausnutzung der Ermächtigung durch 
runde Beträge. Dadurch wird die Abwicklung einer Emission erleichtert. Der Wert von Spitzen-
beträgen je Aktionär ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne ei-
nen Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge erheblich höher. Die als so genannte „freie 
Spitze“ vom Bezugsrecht ausgenommenen Aktien werden entweder durch Verkauf über die 
Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  
 
Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch bei Kapitalerhö-
hungen gegen Sacheinlagen ausgeschlossen werden können. In diesem Fall wird der Vorstand 
von der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur bis zu einem Be-
trag von höchstens 20 % des Grundkapitals Gebrauch machen; maßgeblich ist entweder das 
zum 18. Mai 2011, das zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser Zeit-



 

   

punkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Damit wird der Vorstand in die Lage versetzt, 
Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzelfällen zum Erwerb von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen (bei-
spielsweise Forderungen) einzusetzen. Zum Teil werden als Gegenleistung für Übernahmen 
nicht Geld, sondern Aktien verlangt. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung 
anzubieten, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte so-
wie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, 
Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen Vermögensgegenständen 
liquiditätsschonend zu nutzen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungs-
struktur kann die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein 
Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistungen setzt voraus, dass der Wert der 
Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktie steht. 
  
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital-
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch macht. Er wird dies nur 
dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der 
Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.  
 
Im Falle der konkreten Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand der 
Hauptversammlung darüber berichten. 
 
 
Essen, 6. April 2011 
 
 
 
 
Gerd Brachmann Christian Eigen 
Vorsitzender  
des Vorstandes 

Stellv. Vorsitzender  
des Vorstandes 

 


